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Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 GG — Tierschutz) 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Der Bund besitzt nach geltendem Verfassungsrecht keine um- 
fassende Gesetzgebungszuständigkeit für das Sachgebiet Tier- 
schutz. Aus einigen, sich auf andere Sachgebiete beziehenden 
Gesetzgebungskompetenzen des Bundes läßt sich nur eine be- 
schränkte Zuständigkeit für Tierschutz herleiten (vgl. Artikel 74 
Nr. 1 GG: Strafrecht; Artikel 74 Nr. 11 GG: Recht der Wirtschaft; 
Artikel 74 Nr. 21 bis 23 GG: Schiffahrt, Straßenverkehr, Schie- 
nenbahnen). Für eine bundeseinheitliche Neuregelung des Tier- 
schutzes soll die verfassungsrechtliche Grundlage geschaffen 
werden. 


B. Lösung 

Durch eine Ergänzung des Artikels 74 Nr. 20 GG soll dem Bund 
die konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit für Tierschutz 
gegeben werden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit einer Mehrheit von 13 : 1 
Stimmen bei 3 Enthaltungen die Annahme des Gesetzentwurfs. 


C. Alternativen 

Keine. Der Bundesrat hat gegen die vorgeschlagene Kompetenz- 
erweiterung des Bundes keine Einwände erhoben. 


D. Kosten 

Keine. 
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A. Bericht der Abgeordneten von Thadden und Dr. Schmude 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 72. Sitzung 
am 14. Oktober 1970 den von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Grundgesetzes (Artikel 74 GG — Tierschutz) 
dem Rechts aus schuß federführend und mitberatend 
dem Innenausschuß und dem Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten überwiesen. Der 
Recht sausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 26. 
Sitzung am 3. Dezember 1970 beraten. In Überein- 
stimmung mit den beteiligten Ausschüssen emp- 
fiehlt er dem Deutschen Bundestag, den Gesetzent- 
wurf anzunehmen. 

Nach geltendem Verfassungsrecht besitzt der 
Bund keine umfassende Gesetzgebungszuständig- 
keit für den Tierschutz. Lediglich für einzelne 
Teilbereiche stehen dem Bund Gesetzgebungszustän- 
digkeiten zur Verfügung (Artikel 74 Nr. 1 GG, 
Strafrecht; Artikel 74 Nr. 11, Recht der Wirtschaft; 
Artikel 74 Nr. 21 bis 23, Schiffahrt, Straßenverkehr, 
Schienenbahnen) . 

Der Gesetzentwurf soll die verfassungsrechtlichen 
Voraussetzungen für ein Bundestierschutzgesetz 
schaffen, das die im wesentlichen aus dem Jahre 1933 


stammenden Rechtsvorschriften ersetzen soll. Eine 
Neuregelung ist insbesondere für die aktuellen Pro- 
bleme der sogenannten Massentierhaltung und der 
Versuche an lebenden Tieren dringlich. Die auch im 
Hinblick auf überstaatliche Regelungen notwendige 
bundeseinheitliche Lösung wäre wegen der unter- 
schiedlichen wirtschaftlichen Voraussetzungen und 
Bedürfnisse in den Ländern durch Landesgesetze 
schwerlich zu erreichen. Nachdem bereits Initiativ- 
entwürfe eines Bundestierschutzgesetzes in der 4. 
und 5. Legislaturperiode an dem Fehlen einer um- 
fassenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes ge- 
scheitert waren, hat der 5. Deutsche Bundestag in 
seiner 246. Sitzung am 2. Juli 1969 die Bundes- 
regierung ersucht, so bald wie möglich den Entwurf 
eines Tierschutzgesetzes — und zwar unter Zu- 
grundelegung einer umfassenden Bundeszuständig- 
keit für das Tierschutzwesen — vorzulegen (Druck- 
sache V/4422). Wie bei den Ausschußberatungen von 
den Regierungsvertretern erklärt worden ist, wird 
der zuständige Bundesminister unmittelbar nach 
Verabschiedung der Grundgesetzänderung den Ent- 
wurf eines Tierschutzgesetzes im Kabinett ein- 
bringen. 


Bonn, den 11. Dezember 1970 


von Thadden Dr. Schmude 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1010 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 11. Dezember 1970 


Der Rechtsaussdiuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) von Thadden Dr. Schmude 

Vorsitzender Berichterstatter 
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